
 

 

 

EASY SOFTWARE 

Hauptversammlung der EASY SOFTWARE AG am 23. Dezember 2020 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 des 

Aktiengesetzes („AktG“) und § 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, 

Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung 

der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“) 

1. Ergänzungsanträge zur Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (entsprechend 

322.102 Stückaktien) oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (entsprechend 500.000 

Stückaktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 

und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 

Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen muss schriftlich an den Vorstand gerichtet werden 

und der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung, mithin bis zum Ablauf des 

22. November 2020, zugehen. Wir bitten, derartiges Verlangen an folgende Adresse zu richten: 

EASY SOFTWARE AG 

Investor Relations  

Am Hauptbahnhof 4  

45468 Mülheim an der Ruhr 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 

Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung 

des Vorstands über das Verlangen halten. Auf die Fristberechnung ist § 121 Abs. 7 AktG 

entsprechend anzuwenden. 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des 

Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung 

zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der 

gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden zudem den Aktionären mitgeteilt und auf 

der Internetseite www.easy-software.com in der Rubrik „EASY GRUPPE“, dort „INVESTOR 

RELATIONS“ unter dem Abschnitt „Hauptversammlung“ veröffentlicht. 

 

 



 

 

Die diesem Aktionärsrecht zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes lauten wie 

folgt: 

 
§ 122 Abs. 1 und 2 (Einberufung auf Verlangen einer Minderheit) 

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 

zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des 

Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die 

Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine 

andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die 

Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 

Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 

Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Abs. 7 ist entsprechend 

anzuwenden. 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 

Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, dass 

Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen 

Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen 

im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten 

Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs 

ist nicht mitzurechnen. 

§ 121 Abs. 7 (Allgemeines)  

(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist der Tag 

der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem 

Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden 

Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind 

nicht entsprechend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften kann die 

Satzung eine andere Berechnung der Frist bestimmen. 

2. Anträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127 AktG 

Mit der Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Briefwahl oder der Beauftragung 

des von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters geht nach der gesetzlichen 

Konzeption des COVID-19-Gesetzes kein Recht der Aktionäre einher, in der virtuellen 

Hauptversammlung Anträge und Wahlvorschläge zu Punkten der Tagesordnung zu stellen. 

Gleichwohl wird die Gesellschaft den Aktionären die Möglichkeit einräumen, in entsprechender 

Anwendung der §§ 126, 127 AktG Gegenanträge sowie Wahlvorschläge im Vorfeld der 

Hauptversammlung nach Maßgabe der nachstehenden Ausführungen zu übermitteln, und 

solche ordnungsgemäß übermittelten Gegenanträge und Wahlvorschläge in der 

Hauptversammlung als gestellt behandeln. 



 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich an die nachfolgende Anschrift der 

Gesellschaft zu richten: 

EASY SOFTWARE AG  

Investor Relations  

Am Hauptbahnhof 4  

45468 Mülheim an der Ruhr  

 

Telefax: +49 (0) 208 45016 108  

 

E-Mail: investorrelations@easy.de 

 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge müssen nicht zugänglich gemacht 

werden. Über die in § 126 Abs. 2 AktG genannten Gründe hinaus braucht ein Wahlvorschlag 

auch dann nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn er nicht Namen, ausgeübten Beruf und 

Wohnort des vorgeschlagenen Kandidaten enthält. Vorschläge zur Wahl von 

Aufsichtsratsmitgliedern müssen auch dann nicht zugänglich gemacht werden, wenn ihnen 

keine Angaben zu Mitgliedschaften des vorgeschlagenen Kandidaten in anderen gesetzlich zu 

bildenden Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG beigefügt sind. 

In Abweichung zu § 126 Abs. 1 Satz 1 AktG (Frist von 14 Tagen vor der Hauptversammlung) 

ermöglichen wir unseren Aktionären, dass die spätestens bis zum Ablauf des 15. Dezember 

2020, 24:00 Uhr (d.h. 7 Tage vor der Hauptversammlung) unter vorstehender Anschrift 

eingegangenen und zugänglich zu machenden Gegenanträge und Wahlvorschläge von 

Aktionären sowie eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung zu Gegenanträgen bzw. des 

Aufsichtsrats zu Wahlvorschlägen von Aktionären auf der Internetseite www.easy-

software.com in der Rubrik „EASY GRUPPE“, dort „INVESTOR RELATIONS“ unter dem 

Abschnitt „Hauptversammlung“ zugänglich gemacht werden. Anträge und Wahlvorschläge, die 

sich nicht in der Ablehnung eines Vewaltungsantrags erschöpfen, werden in der zeitlichen 

Reihenfolge ihres Eingangs mit Großbuchstaben gekennzeichnet.  

Ordnungsgemäße Gegenanträge und Wahlvorschläge, die entsprechend der vorstehenden 

Ausführungen im Vorfeld der Hauptversammlung zugänglich gemacht wurden, werden in der 

virtuellen Hauptversammlung so behandelt werden, als seien sie in der Hauptversammlung 

gestellt worden. 

Die dem Vorstehenden zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch 

bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von einem Zugänglichmachen von 

Gegenanträgen und Wahlvorschlägen abgesehen werden kann, lauten wie folgt: 

§ 126 (Anträge von Aktionären) 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und 

einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten 



 

 

Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der 

Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag 

gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der 

Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse 

übersandt hat Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten 

Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu 

erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 

soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 
 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder 

irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits 

zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht 

worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in 

den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der 

Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der 

Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals 

für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht 

teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen 

von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr 

als 5.000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung 

Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen 

zusammenfassen. 

§ 127 (Wahlvorschläge von Aktionären) 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 

Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. 

Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der 

Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. Der 

Vorstand hat den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 

börsennotierter Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-

1. 



 

 

Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungsergänzungs-gesetz gilt, mit folgenden Inhalten 

zu versehen: 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 

2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen wurde und 

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und Männern 

besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 Satz 1 zu erfüllen. 

 

§ 124 Abs. 3 Satz 4 (Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur 
Beschlussfassung) 

Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, ausgeübten 

Beruf und Wohnort anzugeben. 

§ 125 Abs. 1 Satz 5 (Mitteilungen für die Aktionäre und an Aufsichtsratsmitglieder) 

Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 

Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; 

Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 

Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 

3. Fragemöglichkeit des Aktionärs gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-
Gesetz 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte haben die Möglichkeit, 

im Wege der elektronischen Kommunikation Fragen zu stellen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 

COVID-19-Gesetz). Fragen von zur Hauptversammlung angemeldeten Aktionären und ihren 

Bevollmächtigten sind spätestens zwei Tage vor der Hauptversammlung über das HV-

Aktionärsportal einzureichen. Auf anderem Wege oder später eingereichte Fragen bleiben 

unberücksichtigt. In der virtuellen Hauptversammlung selbst besteht keine Fragemöglichkeit 

der Aktionäre und ihren Bevollmächtigten. 

Fragen von zur Hauptversammlung angemeldeten Aktionären und ihren Bevollmächtigten 

müssen der Gesellschaft daher bis spätestens 20. Dezember 2020, 24:00 Uhr, auf dem 

vorgenannten Übermittlungsweg zugehen. Aus technischen Gründen kann der Umfang der 

einzelnen Fragen unter Umständen auf eine bestimmte Zeichenzahl begrenzt sein, die Zahl 

der möglichen Fragen wird dadurch jedoch nicht beschränkt. 

Eine Beantwortung der eingereichten Fragen kann gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz 

nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen des Vorstands erfolgen. 



 

 

Darüber hinaus gelten die allgemeinen Auskunftsverweigerungsrechte des § 131 Abs. 3 AktG. 

Der Vorstand kann von einer Beantwortung der Fragen absehen, etwa weil die Erteilung der 

Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder 

einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen (z.B. keine 

Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen) oder weil er sich durch die Erteilung der Auskunft 

strafbar machen würde. 

Die diesem Aktionärsrecht zugrunde liegenden Regelungen lauten wie folgt: 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 des COVID-19-Gesetzes 

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, 

sofern [...] 

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation 

eingeräumt wird, 

 

[...] 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie 

beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der 

Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. 

 
§ 131 Abs. 3 (Recht zur Auskunftsverweigerung) 

(3) Der Vorstand darf die Auskunft verweigern, 

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht 

unerheblichen Nachteil zuzufügen; 

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht; 

3. über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz 

angesetzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, 

daß die Hauptversammlung den Jahresabschluß feststellt; 

4. über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser 

Methoden im Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im 

Sinne des § 264 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn 

die Hauptversammlung den Jahresabschluß feststellt; 

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde; 

6. soweit bei einem Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut Angaben über 

angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene 



 

 

Verrechnungen im Jahresabschluß, Lagebericht, Konzernabschluß oder 

Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen; 

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben 

Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 

 

Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht verweigert werden. 

 
4. Widerspruchsmöglichkeit 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten, die das Stimmrecht 

ausgeübt haben, haben das Recht, gegen einen Beschluss der Hauptversammlung über das 

HV-Aktionärsportal auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.easy-software.com 

in der Rubrik „EASY GRUPPE“, dort „INVESTOR RELATIONS“ unter dem Abschnitt 

„Hauptversammlung“ während der Hauptversammlung Widerspruch zu Protokoll zu erklären. 

 
Mülheim an der Ruhr, im November 2020 
 
EASY SOFTWARE AG 
 
Der Vorstand 


